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Wirtschaft & Umwelt

Kommunale Klimaschutzpolitik 
bei Gegenwind
Wer davon ausgeht, dass die Zukunft gestaltbar ist, übernimmt Verantwortung 
für Gegenwart und Folgen des eigenen Handelns. Politisch stehen wir allerdings 
vor gegensätzlichen Tendenzen. Wir sollten die Wirklichkeit sehen – und handeln.

Die Befunde sind eindeutig: Die Erwärmung der Erde wird über­
wiegend durch menschengemachte Treibhausgas-Emissionen 
aus fossilen Energien, Methan und Landnutzungsänderungen 

verursacht. Physikalisch entsteht ein Energieungleichgewicht, öko­
logisch verschieben sich Klimazonen, ökonomisch wachsen Schä­
den und Anpassungskosten.
Gibt es überhaupt Hoffnung auf Veränderung? Aus meiner Sicht: Ja. 
Denn wer davon ausgeht, dass die Zukunft gestaltbar ist, übernimmt 
Verantwortung für Gegenwart und Folgen des eigenen Handelns. 
Klimaschutz ist deshalb auch eine kulturelle Aufgabe.
Die Folgen des Wandels sind konkret spürbar: Hitze belastet Städte, 
Starkregen zerstört Infrastruktur, Trockenheit gefährdet Ernten, 
Ökosysteme geraten aus dem Gleichgewicht. Besonders betroffen 
sind Menschen mit geringem Einkommen, ältere Menschen und 
strukturschwache Regionen. Der Klimawandel verschärft bestehen­
de Ungleichheiten und stellt eine Gerechtigkeitsfrage.

Verantwortliches Handeln solidarisch organisieren

Diese Frage dürfen wir nicht ausklammern. Menschen akzeptieren 
Klimaschutz nur, wenn Lasten fair verteilt werden und soziale Aus­
gleichsmechanismen greifen. Verantwortliches Handeln muss soli­
darisch organisiert sein –  national wie international.
Zwischen Erkenntnis und Verhalten erleben wir eine Spannung. Vie­
le erkennen die Problematik an, doch konkrete Veränderungen fal­
len schwer. Gewohnheiten, Bequemlichkeit, Unsicherheit und wirt­
schaftliche Sorgen bremsen. Verbote oder moralische Appelle genü­
gen nicht; Verhalten wandelt sich nachhaltiger, wenn Alternativen 
attraktiv sind und Rahmenbedingungen Veränderung ermöglichen.
Ich plädiere für zwei pragmatische Schritte: Erstens sofort umsetz­
bare persönliche Maßnahmen – das Verbrenner-Auto seltener nut­
zen, beim Einkauf bewusster wählen, Energiesparen im Haushalt. 
Zweitens in der Lokalpolitik Bedingungen schaffen, die diese Schrit­
te erleichtern: Nahverkehr, Recycling- und Pfandsysteme, kommu­
nale Förderprogramme für PV-Anlagen. Das muss auf der Agenda 
der künftigen Koalition im Kasseler Stadtparlament stehen!
Veränderung lässt sich in kleinen Schritten denken. Positive Formulie­
rungen wirken dabei stärker als Schuldzuweisungen: „Das gewinnen wir 
an Lebensqualität“ motiviert mehr als „Darauf müssen Sie verzichten“.

Globale Ziele, lokale Umsetzung

Politisch stehen wir allerdings vor gegensätzlichen Tendenzen: Kli­
maschutz ist langfristig angelegt, demokratische Prozesse sind oft 
kurzfristig orientiert und an Wahlperioden gebunden. Darum brau­
chen wir langfristige Ziele, institutionelle Absicherung und mehr 
Beteiligung. Dialogische Formate wie Klimaräte (so auch in Kassel) 
können helfen, Akzeptanz zu schaffen. Denn wir benötigen ein Bün­
del an Instrumenten: klare Leitplanken im Bund, Land und in den 
Kommunen, wirtschaftliche Anreize, Investitionen in Infrastruktur 

und Innovation sowie Anpassung an unvermeidliche Folgen. Ent­
scheidend ist das Zusammenspiel von Regulierung, Förderung und 
Bewusstseinswandel.
Was können wir konkret vor Ort tun? Gerade hier beginnt Verant­
wortung. Globale Ziele entfalten ihre Wirkung erst durch lokale Um­
setzung. Unsere Städte und Gemeinden sind die Orte, in denen ge­
baut, geplant, investiert und entschieden wird. Hier entscheidet 
sich, ob die Energiewende gelingt, ob der Verkehr nachhaltiger wird 
und ob Gebäude effizienter geheizt werden.
Kommunen können öffentliche Gebäude energetisch sanieren, erneu­
erbare Energien ausbauen, Wärmeplanung betreiben und Genehmi­
gungsverfahren beschleunigen. Städte können Mobilität neu denken: 
mit attraktivem Nahverkehr, sicheren Radwegen und einer durch­
dachten Verkehrsführung. Dann werden Veränderungen nicht als Ein­
schränkung erlebt, sondern als Verbesserung der Lebensqualität.

Praktische Klimapolitik stiftet direkt Nutzen

Auch die Klimaanpassung ist lokal: Grünflächen gegen Hitzeinseln, 
Entsiegelung gegen Überflutung, Schutzmaßnahmen gegen Ext­
remwetter. Solche Schritte schützen Menschen konkret und zeigen, 
dass Klimapolitik unmittelbar Nutzen stiftet. Gleichzeitig stärkt eine 
lokale Beteiligung die demokratische Kultur: Bürgerforen und Betei­
ligungsprozesse schaffen Vertrauen.
Darüber hinaus öffnet der Wandel wirtschaftliche Chancen: Unter­
nehmen, Industrie und Handwerk profitieren von nachhaltigen In­
vestitionen. Klimaschutz ist also nicht nur Einschränkung, sondern 
auch Modernisierung und Zukunftssicherung. Unsere Region bietet 
dafür beste Voraussetzungen!
Mein Fazit lautet: Der Klimawandel ist eine Realität. Klimaschutz ist 
darum eine drängende Aufgabe. Verantwortliches Handeln bedeu­
tet, das Augenmerk darauf zu richten, wo wir Einfluss haben. Verän­
derungsbereitschaft wächst durch machbare Schritte und passende 
Rahmenbedingungen. Globaler Wandel entsteht aus der Summe 
lokaler Entscheidungen. Kurzum: Verantwortung beginnt nicht an­
derswo. Sie beginnt bei uns!

Text: Prof. Dr. Martin Hein

Prof. Dr. Martin Hein war von 2000 bis 
2019 Bischof der Evangelischen Kirche 
von Kurhessen-Waldeck. Nach seiner Ha­
bilitation wurde er 2005 zum Honorar­
professor der Universität Kassel ernannt. 
Er ist aktuell Moderator des Kasseler Kli­
maschutzrates. Sc
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